
Satzung Mutterschutz für Alle! e.V. 

§ 1  Name, Sitz und Gescha ftsjahr des Vereins 
1. Der Verein führt den Namen „Mutterschutz für Alle!“ (MfA). 

2. Er hat seinen Sitz und seine Verwaltung in Alfhausen. 

3. Der Verein ist in das Vereinsregister beim Amtsgericht Osnabrück eingetragen. 

4. Der Verein ist politisch, ethnisch und konfessionell neutral. 

5. Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr. 

6. Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke i.S.d. Abschnitts 

„Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. 

7. Die Organe des Vereines sind die Mitgliederversammlung und der Vorstand. 

 

§2   Ziele und Zweck 
1. Zweck des Vereins ist die Förderung des Schutzes von Ehe und Familie, des öffentlichen 

Gesundheitswesens und der Gleichberechtigung von Frauen und Männern, insbesondere 

die Förderung der Durchsetzung von Art. 3 Abs. 2 Satz 2 und Art. 6 Abs. 4 GG. 

2. Der Satzungszweck wird verwirklicht, indem der Verein: 

 

a. Informations-, Beratungs- und Unterstützungsarbeit 

Die Sammlung, wissenschaftliche und praxisbezogene Aufarbeitung sowie die Bereitstellung von 

Informationen über die Auswirkungen gesetzlicher und politischer Regelungen auf Unternehme-

rinnen mit Kinderwunsch, schwangere selbständig Tätige und solche, die vor nicht länger als drei 

Jahren ein Kind geboren oder dieses während der Schwangerschaft verloren haben. Hierzu gehö-

ren insbesondere allgemeine Beratungsangebote. 

 

b. Veranstaltungen und fachlicher Austausch 

Die Planung, Organisation und Durchführung von Veranstaltungen, Fachtagungen, Informations-

abenden, Workshops und sonstigen Formaten zum fachlichen Austausch, zur Wissensvermittlung 

sowie zur Vernetzung von Betroffenen, Fachleuten, Institutionen und Entscheidungsträgern. 

c. Forschung, Erhebungen und Umfragen 

Die Durchführung und Auswertung von Umfragen, Studien und sonstigen Erhebungen zur Le-

bens-, Arbeits- und Gesundheitssituation der in a. genannten Personen sowie die 
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Veröffentlichung und Nutzung der Ergebnisse zur Verbesserung ihrer Rahmenbedingungen. Die 

Verwertung der Ergebnisse soll ausschließlich der Förderung der politischen Willensbildung im 

Sinne des Satzungszwecks dienen. 

d. Entwicklung von Lösungsansätzen  

Die Erarbeitung, Darstellung und Förderung von Lösungsansätzen sowie Konzepten für eine fami-

lien- und gesundheitsschützende Politik, insbesondere mit dem Ziel der Chancengleichheit, beruf-

lichen Gleichstellung sowie sozialen Anerkennung von selbstständigen und nicht angestellten El-

ternteilen im Verhältnis zu angestellten Elternteilen. 

e. Öffentlichkeitsarbeit und Kampagnen 

Die Durchführung von Informations- und Aufklärungskampagnen sowie allgemeiner Öffentlich-

keitsarbeit, um auf die besondere Situation der Zielgruppe aufmerksam zu machen, gesellschaftli-

ches Bewusstsein zu fördern und die öffentliche Diskussion anzuregen. 

f. Interessenvertretung  

Die sachbezogene Interessenvertretung bei politischen Entscheidungsträgern, Behörden und 

sonstigen relevanten Stellen. Dies umfasst insbesondere die Einbringung fachlicher Stellungnah-

men, Gespräche mit Entscheidungsträgern und die Mitwirkung an Gesetzgebungs- und Reform-

prozessen. 

 

Der Vorstand ist ermächtigt, die Mittel zur Erreichung des Vereinszwecks durch einstimmigen Vor-

standsbeschluss zu präzisieren. Einer Zustimmung der Mitgliederversammlung bedarf es dazu 

nicht. 

 

3. Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 

4. Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsgemäßen Zwecke verwendet werden. Die 

Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins.  Ehrenamtlich tätige Per-

sonen haben nur Anspruch auf Ersatz nachgewiesener Auslagen, soweit diese zur Erfül-

lung der satzungsmäßigen Aufgaben erforderlich waren. 

5. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Körperschaft fremd sind, oder 

durch verhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

6. Die Mitglieder des Vorstands können für Ihre Tätigkeit eine angemessene Vergütung er-

halten. Zuständig für den Abschluss, die Änderung und die Beendigung des Vertrags sind 

jeweils zwei Mitglieder des geschäftsführenden Vorstands. Der Umfang der Vergütungen 

darf nicht unangemessen hoch sein. Maßstab der Angemessenheit ist die gemeinnützige 

Zielsetzung des Vereins. 
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7. Die Zahlung einer Ehrenamtspauschale gemäß den geltenden steuerrechtlichen Bestim-

mungen ist sowohl an Vereinsmitglieder als auch an Nichtmitglieder zulässig, sofern diese 

für den Verein eine entsprechend begünstigte ehrenamtliche Tätigkeit ausüben. 

 

§3  Mitgliedschaft 
1. Ordentliches Mitglied des Vereins kann jede natürliche und juristische Person sein, die die 

Grundsätze des Vereins anerkennt und deren Erreichung fördert. Die Mitgliedschaft kann 

schriftlich oder durch ein bereitgestelltes Online-Formular beantragt werden. 

2. Fördermitglied kann jede natürliche und juristische Person werden, die Vereinsziele durch 

einen finanziellen Beitrag unterstützt, aber nicht aktiv am Vereinsleben teilnehmen 

möchte. 

3. Über die Aufnahme von Mitgliedern entscheidet unter Berücksichtigung der Aufnahme-

kriterien der Vorstand. 

4. Die Mitgliedschaft endet durch Tod, Austritt oder Ausschluss, bei juristischen Personen 

durch deren Auflösung oder Insolvenz. Der Austritt erfolgt durch eine schriftliche Erklä-

rung mit einer Vorlauffrist von drei Monaten jeweils zum 31.12. eines Kalenderjahres ge-

genüber einem Mitglied des Vorstands. 

5. Zu den Pflichten gehört die Pflicht zur Beitragszahlung. Der Mitgliedsbeitrag wird mit 

Übersendung der Rechnung fällig und ist spätestens nach vier Wochen zu zahlen. Der Vor-

stand kann in begründeten Fällen Beiträge ganz oder teilweise erlassen oder stunden. Der 

Vorstand kann beschließen, ein Ehrenmitglied von der Leistung von Mitgliedsbeiträgen 

vorübergehend oder dauerhaft zu befreien.  

6. Ein Mitglied kann durch Beschluss des Vorstands aus dem Verein ausgeschlossen werden, 

wenn es trotz zweimaliger Mahnung mit der Zahlung des Beitrags im Rückstand ist. Der 

Vorstand kann auch den Ausschluss eines Mitglieds beschließen, das durch sein Verhalten 

den in § 2 Ziff. 1 genannten Zielen, die durch die Werteordnung des Vereins konkretisiert 

sind, grob zuwiderhandelt. Vor der Beschlussfassung ist dem Mitglied Gelegenheit zu ge-

ben, sich persönlich zu den Vorwürfen zu äußern. Der Ausschluss ist dem Mitglied in Text-

form mitzuteilen. 

 

§4 Mitgliederversammlung 
1. Der Mitgliederversammlung gehören alle Vereinsmitglieder an. 

2. Alle anwesenden Mitglieder haben bei der Mitgliederversammlung je eine Stimme. Eine 

Stimmübertragung ist nicht zulässig.  
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3. Die Mitgliederversammlung ist bei ordnungsgemäßer Einladung ohne Rücksicht auf die 

Zahl der anwesenden Stimmen beschlussfähig. 

4. Die Mitgliederversammlung findet möglichst einmal jährlich statt. Sie wird vom Vorstand 

aufgrund eines Vorstandsbeschlusses schriftlich oder per Email unter Angabe der Tages-

ordnung einberufen. Ort und Zeit der Mitgliederversammlung sind den Mitgliedern vier 

Wochen vor deren Stattfinden schriftlich oder per E-Mail anzukündigen. Die Frist beginnt 

mit dem auf die Absendung des Einladungsschreibens folgenden Tag. Im Zweifel gilt das 

Datum des Poststempels oder das Absendedatum der E-Mail. Das Einladungsschreiben 

gilt dem Mitglied als zugegangen, wenn es an die letzte, vom Mitglied des Vereins schrift-

lich bekannt gegebene Adresse, gerichtet ist.  

5. Die Mitgliederversammlung kann regelmäßig sowohl online als auch hybrid stattfinden. 

Wird eine hybride oder virtuelle Versammlung einberufen, so muss bei der Berufung auch 

angegeben werden, wie die Mitglieder ihre Rechte im Wege der elektronischen Kommuni-

kation ausüben können. 

6. Der Vorstand kann jederzeit eine außerordentliche Mitgliederversammlung einberufen. 

Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist einzuberufen, wenn es das Vereinsinte-

resse erfordert oder mindestens ¼ sämtlicher Vereinsmitglieder unter Angabe des Zwecks 

und der Gründe eine außerordentliche Mitgliederversammlung schriftlich oder per E-Mail 

vom Vorstand verlangt. Der Vorstand hat in diesen Fällen binnen sechs Wochen eine au-

ßerordentliche Mitgliederversammlung einzuberufen. 

7. Anträge von ordentlichen Mitgliedern sind spätestens zwei Wochen vor der Mitgliederver-

sammlung in Textform beim Vorstand einzureichen. Nach Ablauf dieser Frist können An-

träge nur behandelt werden, wenn die Mitgliederversammlung deren Dringlichkeit mit 

einer Zweidrittelmehrheit anerkennt.  

8. Die Art der Abstimmung (einfaches Handzeichen, Elektronische Abstimmung o. ä.) wird 

von der Versammlungsleitung festgelegt. 

9. Die Mitgliederversammlung ist nicht öffentlich. Die Versammlungsleitung kann Gäste zu-

lassen. Über die Zulassung von Medienvertretern entscheidet der Vorstand. Der Mitglie-

derversammlung ist vor deren Beginn die Zulassung der Medien mitzuteilen und Gelegen-

heit zu geben, sich dazu zu äußern. Erfolgen Abstimmungen, sind die Medienvertreter da-

rauf hinzuweisen, dass Abstimmungen nicht per Video aufgenommen werden dürfen.  

10. Soweit Gesetz oder Satzung nichts anderes bestimmen, werden alle Beschlüsse mit einfa-

cher Mehrheit der anwesenden Stimmen gefasst. Stimmenthaltungen werden nicht mit-

gezählt. Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt. Für Wahlen gilt Folgendes: 

Hat im ersten Wahlgang keine Kandidatin die Mehrheit der abgegebenen gültigen Stim-

men erreicht, findet eine Stichwahl zwischen den Kandidatinnen statt, die die beiden 

höchsten Stimmzahlen erreicht haben.  

11. Sofern die Versammlungsleitung nicht mit einfacher Mehrheit etwas anderes bestimmt, 

wird offen durch Handaufheben abgestimmt. 
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12. Die Mitgliederversammlung wird von einem Mitglied des Vorstands geleitet. Ist kein Vor-

standsmitglied zur Leitung bereit oder anwesend, so wählt die Mitgliederversammlung zu 

Beginn der Sitzung eine Versammlungsleitung mit einfacher Mehrheit. Das Protokoll wird 

von der Schriftführerin geführt. Ist diese nicht anwesend, bestimmt die Versammlungslei-

terin eine Protokollführerin. 

13. Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll aufzunehmen, das von 

der jeweiligen Versammlungsleiterin und der Protokollführerin zu unterzeichnen ist. Es 

soll folgende Feststellungen enthalten: Ort und Zeit der Versammlung, die Person der Ver-

sammlungsleiterin und der Protokollführerin, die Zahl der erschienenen Mitglieder, die 

Tagesordnung, die einzelnen Abstimmungsergebnisse und die Art der Abstimmung. Bei 

Satzungsänderungen ist die zu ändernde Bestimmung anzugeben 

 

§5 Aufgaben der Mitgliederversammlung 
1. Die Mitgliederversammlung wählt aus der Reihe der ordentlichen Mitglieder den Vor-

stand. Gewählt sind die Personen, die die meisten Stimmen auf sich vereinigen. 

2. Die Mitgliederversammlung kann Mitglieder des Vorstandes abberufen. Über die Abberu-

fung entscheidet aufgrund eines Antrages von mindestens drei Mitgliedern die Mitglieder-

versammlung mit Dreiviertelmehrheit. Vor der Entscheidung über die Abberufung muss 

dem betroffenen Vorstandsmitglied Gelegenheit zur Anhörung in der Mitgliederversamm-

lung gegeben werden. Der Beschluss ist mitzuteilen. 

3. Die Mitgliederversammlung ist auch zuständig für 

a. die Entgegennahme des jährlich vorzulegenden Geschäftsberichts des Vorstandes 

sowie des Berichts der Kassenprüferinnen, 

b.  die Entlastung des Vorstandes, 

c. die Bestellung von zwei Kassenprüferinnen; diese dürfen weder dem Vorstand an-

gehören noch in einem Beschäftigungsverhältnis zum Verein stehen. Sie prüfen die 

Buchführung einschließlich des Jahresabschlusses und berichten der Mitglieder-

versammlung über das Ergebnis ihrer Prüfung. Zu Kassenprüfer*innen können 

auch Nichtmitglieder gewählt werden, 

d. Die Festlegung der Beitragsordnung, 

e. den An- und Verkauf sowie Belastung von Immobilien, 

f. die Beteiligung an Gesellschaften, 

g. die Mitgliedschaft in Vereinen, soweit die Mitgliedschaft in dem Verein einen jähr-

lichen Beitrag von 1.500,00 Euro übersteigt, 

h. die Aufnahme von Darlehen ab 5.000,00 Euro, 
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i. die Finanz- und Geschäftsordnung, 

j. Satzungsänderungen, 

k. Auflösung des Vereins 

4. Vor einer geplanten Satzungsänderung soll die neue Satzung vor dem Beschluss der Mit-

gliederversammlung und der Eintragung in das Vereinsregister dem Finanzamt durch den 

Vorstand erneut zur Prüfung vorgelegt werden. 

 

§6 Vorstand 
1. Der Vorstand besteht aus mindestens sieben und maximal neun Personen. Die Amtszeit 

beträgt zwei Jahre. Die Wiederwahl ist zulässig. Die jeweils amtierenden Vorstandsmitglie-

der bleiben nach Ablauf ihrer Amtszeit im Amt, bis Nachfolgerinnen gewählt sind. 

2. Der Vorstand besteht aus 

-  einer Vorsitzenden,  

- zwei Stellvertreterinnen,  

- einer Schriftführerin und  

- einer Schatzmeisterin.  

Diese bilden den geschäftsführenden Vorstand. Die Wiederwahl ist zulässig. Die erste Vorstands-

sitzung, bei der die einzelnen Vorstandsmitglieder zu wählen sind, hat unmittelbar nach der Mit-

gliederversammlung stattzufinden. 

3. Der Verein wird gerichtlich und außergerichtlich durch den geschäftsführenden Vorstand 

vertreten. Die Vorsitzende und ein weiteres Vorstandsmitglied vertreten den Verein ge-

meinsam. Ist die Vorsitzende verhindert, kann sie einem anderen Mitglied des Vorstands 

eine Vertretungsvollmacht erteilen. 

4. Vorstandssitzungen finden mindestens zweimal jährlich statt. Die Einladung zu Vorstands-

sitzungen erfolgt schriftlich bzw. per E-Mail unter Einhaltung einer Einladungsfrist von 

mindestens drei Tagen. Der Vorstand kann Vorstandssitzungen auch im Vorfeld vereinba-

ren (regelmäßiger Termin). Die Frist beginnt bei Einladungen per E-Mail mit dem Datum 

der Absendung. 

5. Die Sitzungen des Vorstands können auch per Telefon- oder Videokonferenz abgehalten 

werden. Sie sind grundsätzlich mitgliederöffentlich, sofern nichts anderes durch den Vor-

stand beschlossen wird. 

6. Der Vorstand beschließt über alle Vereinsangelegenheiten, soweit sie nicht eines Be-

schlusses der Mitgliederversammlung bedürfen. Er führt die Beschlüsse der Mitglieder-

versammlung aus. 
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7. Der Vorstand ist insbesondere zuständig für: 

a. Die Aufnahme und den Ausschluss von Mitgliedern, 

b. Vorbereitung der Mitgliederversammlung und Aufstellung der vorläufigen Tages-

ordnung, 

c. Einberufung der Mitgliederversammlung, 

d. Durchführung regelmäßiger Versammlungen außerhalb der Mitgliederversamm-

lung zur Diskussion von Zielen, Strategien und Ausrichtung des Vereins, 

e. Einstellung und Entlassung des Personals aufgrund eines Vorstandsbeschlusses mit 

Zweidrittel Mehrheit, 

f. Aufstellung eines Haushaltsplans für jedes Geschäftsjahr, Buchführung und Erstel-

lung eines Jahresberichts, 

g. Informationsbereitstellung und Prozessmoderation zu Grundsatzfragen, Positionen 

und Stellungnahmen, insbesondere über das Internet-Portal des Vereins, 

h. Presse-, Öffentlichkeits- und Lobbyarbeit, Repräsentation des Verbandes in den 

Medien, Vertretung des Verbandes in Gremien, 

i. den Abschluss von Verträgen, insbesondere für Leistungen, mit denen Vergütun-

gen verbunden sind, 

j. Regelmäßige Ausgaben für Tätigkeiten, wie z. B. eine Verbandszeitschrift oder auch 

die Mitgliedschaft in Vereinen unterhalb des in § 6 genannten Betrags aufgrund 

eines einstimmigen Vorstandsbeschlusses. 

8. Der Vorstand ist bei Anwesenheit von mindestens einem Drittel seiner jeweiligen Mitglie-

der beschlussfähig, z.B. bei neun Vorstandsmitgliedern müssen mindestens drei Mitglie-

der anwesend sein. Er fasst Beschlüsse mit Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit gilt 

ein Antrag als abgelehnt.  

a. Der Vorstand fasst seine Beschlüsse in Vorstandssitzungen oder im Umlaufverfah-

ren. 

b. Die Einberufung und Durchführung von Vorstandssitzungen kann formlos erfolgen. 

c. Beschlüsse können auch außerhalb von Sitzungen, insbesondere telefonisch, per 

Email, Messenger oder auf sonstige Weise gefasst werden, sofern kein Vorstands-

mitglied diesem Verfahren widerspricht. 

d. In jedem Fall ist der Beschluss in Textform zu dokumentieren und von einem Vor-

standsmitglied zu verwahren. 

9. Tritt ein Vorstandsmitglied vor Ablauf seiner Amtszeit zurück oder scheidet ein Vorstands-

mitglied aus anderen Gründen vor Ablauf seiner Amtszeit aus dem Vorstand aus, so 
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können die verbleibenden Vorstandsmitglieder ein kommissarisches Vorstandsmitglied 

mit einfacher Mehrheit bestellen. Ein so bestelltes kommissarisches Vorstandmitglied 

bleibt bis zur nächsten ordentlichen Mitgliederversammlung im Amt. Wird durch den 

Rücktritt oder das Ausscheiden eines Vorstandsmitglieds (oder mehrerer) die in Absatz (1) 

genannte Mindestanzahl unterschritten, so sind die verbleibenden Vorstandsmitglieder 

verpflichtet, kommissarische Vorstandsmitglieder zu bestellen, bis die Mindestanzahl er-

reicht ist. Alternativ können die verbleibenden Vorstandsmitglieder in einem solchen Fall 

eine außerordentliche Mitgliederversammlung einberufen, in der die fehlenden Vor-

standsmitglieder gewählt werden. 

 

§7 Auflo sung 
1. Die Auflösung des Vereins kann nur in einer besonderen zu diesem Zwecke einberufenen 

Mitgliederversammlung beschlossen werden. Der Auflösungsbeschluss bedarf einer Drei-

viertelmehrheit der anwesenden Vereinsmitglieder. Mindestens zwei Personen des amtie-

renden Vorstandes müssen der Mitgliederversammlung beiwohnen. 

2. Bei Auflösung des Vereins sind zum Zeitpunkt des Auflösungsbeschlusses amtierende Vor-

standsvorsitzende und die dazugehörige stellvertretende Person Liquidatorinnen. Es sei 

denn, die Mitgliederversammlung bestellt im Auflösungsbeschluss andere Liquidatorin-

nen. Liquidatorin kann auch ein Nichtmitglied sein. 

3. Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das Vermögen 

des Vereins an Mother Hood e. V., der es unmittelbar und ausschließlich für gemeinnüt-

zige, mildtätige oder kirchliche Zwecke zu verwenden hat. 

 

§ 8 Abschlussregelungen 

1. Alle personenbezogenen Bezeichnungen in dieser Satzung gelten unabhängig von der verwen-

deten Geschlechtsform für Personen jeden Geschlechts. 

2. Die vorstehende Satzung löst die in der Mitgliederversammlung am 04.12.2024 verabschiedete 

Satzung ab. 

Alfhausen, im April 2026 

 

 


